
Eine Steuer für 
gestohlene Klicks
Die Link-Steuer für Google und Facebook feiert ein Revival 
im Parlament. Dahinter steckt taktisch geschicktes politisches 
Lobbying von Ringier und SP-Ständerätin Géraldine Savary.  
Von Adrienne Fichter, 11.03.2019

Also doch. Lange war es verpönt, über sie zu reden oder sie gar einzufor-
dern. Weil zu unrealistisch und mit Blick auf Spanien und Deutschland 
auch nicht gerade ertragreich. Und nun ist sie wieder zurück auf der po-
litischen Agenda: die Link-Steuer.

Oder im Lobbyisten-Sprech: das Leistungsschutzrecht. 

Diskutiert wird die Link-Steuer in einem politischen GeschäJ, in dem man 
sie nicht erwartet hätte: beim Urheberrecht, dem ein überfälliges digitales 
Update bevorsteht. Kenem Regelwerk also, um das sich Nünstlerinnen, Fil-
memacher und jetzaktivisten ein Tahrelanges Hauziehen lieferten. Und in 
dem die sozialen jetzwerke bislang keinerlei Rolle spielten.

joch im vergangenen Verbst zögerte der Merlegerverband, den BegriÖ 
Leistungsschutzrecht überhaupt laut auszusprechen. Und Tetzt dies: Den 
Merlegern, Zedienverbänden und GewerkschaJen gelang es fast unbe-
merkt von der 1Öentlichkeit, die Link-Steuer in Form von 2usatzartikeln 
in das Urheberrecht einzuschleusen. Geschehen ist dies am 37. Februar in 
einer Nommissionssitzung des Ständerats.

Dabei enthalten die 2usatzartikel 9Ea, 9? und 39b Forderungen der Merle-
gerlobby, die noch radikaler sind als das Morbild der 8U. Weil sie theore-
tisch auch auf die einfache Bloggerin angewendet werden könnten. Wer-
den künJig alle, die Link-Morschauen zulassen, von den Merlagen zur Nasse 
gebeten0

Zorgen, am 37. Zärz, wird das Urheberrecht-Paket im Ständerat verhan-
delt. 

Wieso plötzlich diese 3#I-Grad-Nehrtwende0 Spürten die Zedienverbände 
und GewerkschaJen den Rückenwind aus der 8U, die in wenigen Wochen 
voraussichtlich ein ähnliches Gesetz beschliessen wird0

Vinter dem Zanöver steckt SP-Ständerätin Géraldine Savary. Dokumente, 
die der Republik vorliegen, belegen, wie Lobbyisten die Link-Morschau als 
schützenswertes Werk verkauJen und einige gewagte Hhesen formulier-
ten. 

Die Sache mit den «Snippets»
Ysaveyourxnternet: ein in den sozialen jetzwerken derzeit unübersehbarer 
Aufruf. «outuber aus ganz 8uropa machen mobil gegen die Urheberrechts-
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reform der 8U. Hausende jetzaktivisten gingen in Berlin und Nöln auf die 
Strasse. Grund: Artikel 33 und 39 im geplanten 8U-Gesetz. Diese verlangten 
von Hechnologiekonzernen die xnstallation von technischen Filtern zum 
Schutz von Nünstlerinnen und Zedienverlagen, so die Nritiker.

Gemäss Artikel 39 dürfen keine He»te, Bilder, Hon- oder Mideoaufnahmen 
hochgeladen werden, die Urheber- und Merwertungsrechte von Merlagen, 
Produktions–rmen oder Nünstlern verletzen. Obwohl darin der BegriÖ ÄU-
pload-Filterq nicht vorkommt, lässt die Richtlinie keinen anderen Schluss 
zu. 

Denn allein auf «outube werden Hausende Stunden Mideomaterial hochge-
laden 5 pro Zinute. Dass kein Zensch dieses Zaterial vorab scannen und 
aussortieren kann, liegt auf der Vand. jur künstliche xntelligenz könnte 
diese Aufgabe übernehmen. 

Für viele Nreative steht dabei die Freiheit des xnternets auf dem Spiel. Ob 
künstlerische digitale Bearbeitungen von Bildern wie Zemes mit dem neu-
en Gesetz noch möglich sein werden, ist unklar. 

xn  der  Schweiz  blieben bisher  grössere  Proteste  aus.  Dabei  könnten 
Leistungsschutzrecht und Upload-Filter nach dem Nommissionsentscheid 
vom 37. Februar auch hierzulande bald Realität werden. 

Das Schweizer Ü4uivalent zum umstrittenen 8U-Artikel 33 heisst: Artikel-
 9Ea. Dieser besagt:

«Medienverlage, welche journalistische Beiträge in periodischen Publikationen 
oder regelmässig aktualisierten Informationsdiensten zur Informationsvermitt-
lung, Meinungsbildung oder Unterhaltung veröffentlichen, haben gegenüber 
kommerziellen Anbietern elektronischer Dienste das ausschliessliche Recht, 
ihr Medienprodukt ganz oder teilweise mit irgendwelchen Mitteln so zugänglich 
zu machen, dass Personen von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang 
haben.»

xn anderen Worten heisst dies: Facebook, Hwitter und Google sollen die 
Merlage entschädigen. Weil sie als Plattformen und Suchmaschinen von 
hochwertigen xnhalten leben. Und Online-Zedienportale diese liefern. 

xn der Schweiz ist die Linke treibende NraJ hinter der Link-Steuer. Bereits 
in der Mernehmlassung zum neuen Zediengesetz forderte die SP von Hech-
konzernen eine Mergütung für Zedienverlage. 

Vinter den Artikeln 9Ea und 39b steckt die SP-Politikerin und abtretende 
Ständerätin Géraldine Savary. Sie hat die beiden entscheidenden Anträge 
in Absprache mit der Merlegerlobby und den GewerkschaJen eingereicht.

8iner der Anträge wurde von Rechtsanwalt Nai-Peter Uhlig verfasst, einem 
Vardliner in Sachen restriktives Urheberrecht und Berater des Merleger-
verbands. Uhlig begründet im Lobbying-Papier, weshalb die Link-Mor-
schau 5 also die ÄSnippetsq 5 als Tournalistisches 8rzeugnis zu werten sei:

«So generieren die sogenannten ‹Snippets› für diese Plattformen jene Auf-
merksamkeit, welche die Plattformen benötigen, um ihre Werbeoberflächen 
gewinnbringend zu vermarkten.»

Laut dem Lobbying-Papier sind es Äzwei aussagekräJige Linienq in der 
Morschau, die nun der Merband Schweizer Zedien schützen und analog 
der 8U-Merlegerlobby vergüten lassen will: Hitel und Lead eines Tournalisti-
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schen Beitrags. Um die 8ntschädigung durchzusetzen, greifen die Merleger 
zu einer steilen Hhese:

«Nur dank der journalistischen Werke sind diese Plattformen für Werbetrei-
bende überhaupt attraktiv, und nur dank journalistischer Werke können Goog-
le, Facebook und ähnliche Dienste alleine in der Schweiz Gewinne in Milliar-
denhöhe erzielen.»

Diese Hhese ist 4uantitativ kaum zu belegen. 8ine Studie der 8U-Nommis-
sion besagt, dass CI Prozent der xnternet-jutzerinnen lediglich die 6ber-
schriJen lesen. 8ine andere Studie zeigt, dass nur QQ Prozent bei Goog-
le jews Artikel anklicken. Zehr Daten gibt es nicht. Der angebliche wirt-
schaJliche Schaden ist nicht messbar. Oder fusst auf falscher Darstellung: 
Google jews zeigt zum Beispiel gar keine Werbung an.

Screenshot

Weshalb eine simple Link-Morschau als schützenswerte Tournalistische 
Leistung gewertet werden soll, hat eine Morgeschichte.

Medienrevolution mit Links
Sie beginnt ungefähr im Kahr 7I39.  Facebook-Gründer Zark 2ucker-
berg hatte die Zission, aus Facebook die personalisierte 2eitung der 
Welt zu machen. xn der Folge überboten sich soziale jetzwerke und der 
Suchmaschinenkonzern Google mit Formatangeboten für die Zedien. 

Damit haben die Plattformen die Zedienverlage geschickt an sich gebun-
den. xhr LockstoÖ: steigende Reichweite. Kournalistische Beiträge gelten 
von Teher als beliebte Like-Zagneten. Die Algorithmen von Facebook und 
*o. honorierten jews 5 oder zumindest alles, was sich als Äjewsq verkauJ.

Die Nonse4uenz: Die Morschau eines Zedienlinks wurde derart ausgebaut, 
dass jutzerinnen kaum mehr einen Nlickanreiz haben. Schlagzeilen genü-
gen den meisten, um die Debatte auf Facebook anzufeuern. 

Hrotzdem arrangierten sich die Merlage mit Google und Facebook in einer 
Art ÄFrenemyq-Beziehung 5 und publizierten zähneknirschend ihre Bei-
träge weiterhin auf den Plattformen. 8rstens, weil es die Nonkurrenz auch 
macht. Und zweitens, weil sie ho(en, )üchtige Social-Zedia-Leser irgend-
wann in loyale zahlende Nunden umzuwandeln.

Die Hechkonzerne inszenierten sich im Gegenzug als Zedien-Zäzene und 
starteten *harme-OÖensiven. 8ine Recherche der Republik zeigte zum Bei-
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spiel, dass Schweizer Merlage bisher über drei Zillionen 8uro von Google 
erhalten haben. 

Werbung als wahres Problem
Doch dann wurde im jovember 7I3R Donald Hrump zum US-Präsidenten 
gewählt. 2uckerberg beschloss im 2uge der laufenden Fake-jews-Debatte, 
Zedien aller Art 5 egal, ob Sualitätszeitung oder Blog 5 auf seiner Platt-
form abzustrafen. Getreu dem *redo ÄAlles, was dich auf der Plattform häl-
tq schraubte er am entsprechenden Parameter des jewsfeed-Algorithmus. 

Das Resultat: Seit zwei Kahren geht die 2ahl der 2ugriÖe auf Zedieninhalte 
via Facebook bei allen deutschsprachigen Merlagen zurück, wie eine Ana-
lyse des Portals Zeedia zeigt. Zedien, deren Vauptklicklieferant Face-
book war, brachen komplett ein. Facebooks Aktienkurs stieg unbeein-
druckt weiter. 

Wie viel Geld durch unterlassene Nlicks den Merlagen entgeht, ist empi-
risch schwierig zu belegen. Varte 2ahlen, die zeigen, inwiefern die globalen 
Hechplayer den Zedienverlagen 8innahmen streitig machen, gibt es durch-
aus 5 nur haben die mit dem Leistungsschutzrecht nichts zu tun.

Sondern mit den Werbetöpfen. Google überholte im Sommer 7I3# die 
Schweizer Zedien bei den Werbeeinnahmen. Der Hrend ist anhaltend, die 
Rekordmarke von 7,3 Zilliarden Franken wird bald über)ügelt. jeueste 
2ahlen zeigen: Auch 7I3? liegen die Werbeerträge der Merlage im ersten 
Suartal deutlich hinter den 8rwartungen zurück. 

Alles unklar bei Artikel 13b
Soziale jetzwerke und Suchmaschinen zur Nasse bitten: Diese xdee treibt 
vor allem die deutschen Zedienunternehmen schon lange um.

Der deutsche 8U-Abgeordnete A»el Moss bo»te das Leistungsschutzrecht 
erfolgreich durch sämtliche europäischen xnstanzen, obwohl es den Merla-
gen in Deutschland bisher kaum einen *ent eingebracht hat. Dabei über-
nahm der *DU-Politiker in seinen Stellungnahmen einzelne Formulierun-
gen direkt aus Lobbying-Papieren des deutschen Merlagshauses Bertels-
mann.

xn Spanien hat Google wegen des Leistungsschutzrechts aus Hrotz sei-
nen jachrichtendienst Google jews deaktiviert. Danach sind die 2ugriÖe 
auf spanische jachrichtenseiten um 39 Prozent zurückgegangen, was ei-
nem Umsatzrückgang von rund neun Zillionen 8uro entspricht. Anders in 
Deutschland: Dort sind die Merleger am 8nde doch eingeknickt und haben 
Google und Facebook Gratislizenzen ausgestellt.

Andreas Väuptli, GeschäJsführer des Schweizer Merlegerverbands, bleibt 
dennoch zuversichtlich. Langfristig werde Google diese Hrotzreaktion 
rückgängig machen. Dann nämlich, wenn alle Merlage gesamteuropäisch 
inklusive der Schweiz am selben Strick ziehen, sagte er im Ä8cho der 2eitq.

joch im Verbst äusserte Väuptli gegenüber der Republik 2weifel, ob 
ein derartiger Ausbau des Urheberrechts nach deutschem Morbild wirk-
lich tauge. jun steht der Schweizer Merlegerverband, bestärkt durch das 
8U-Hempo, entschlossen hinter dem Leistungsschutzrecht.

Sollte Google wie im Fall Deutschland seine Zuskeln spielen lassen und 
sich Gratislizenzen ausbedingen, werde Ringier im Merbund mit Partner 
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A»el Springer das Nartellrecht anwenden lassen. So steht es in einem wei-
teren Lobbying-Papier, das letzte Woche an jationalräte verschickt worden 
ist.

Andreas Mon Gunten von der ÄAllianz für ein faires Urheberrechtq und der 
Digitalen GesellschaJ ist überzeugt, dass die Mergütungsp)icht nicht die 
Plattformen treÖen wird, sondern Otto jormalbürger. Mieles sei noch un-
klar, kritisiert er: Gemäss Artikel 39b könnten nämlich auch Bloggerinnen 
und xn)uencer zur Nasse gebeten werden. 

Der Artikel verlangt im Wortlaut:

«Wer, als Betreiber eines sozialen Netzwerks, eines Informations- oder Un-
terhaltungsdienstes oder einer anderen Kommunikationsplattform im Inter-
net, journalistische Sprachwerke oder Fotografien so zugänglich macht, dass 
Personen von Orten und Zeiten ihrer Wahl dazu Zugang haben, schuldet den 
Urhebern und den Urheberinnen hierfür eine Vergütung.»

Der Merlegerverband dementiert. Gemeint seien in den Artikeln 9Ea und 39b 
nur kommerzielle jews-Aggregatoren, sagt Väuptli gegenüber der Repu-
blik. Sprich: Google jews. Nommt das Urheberrecht in dieser Form durch, 
würden Plattformen und Merleger einen Harif aushandeln. Alle anderen Ak-
teurinnen, beteuert Väuptli, würden verschont bleiben.

Lobbying in «Le Temps» und NZZ
Obwohl in der 8U bereits seit vergangenem Sommer für die Link-Steu-
er geweibelt wird, erstaunt der 2eitpunkt des Revivals in der Schweiz. xm 
Verbst war das Leistungsschutzrecht kaum ein Hhema. xn der Mernehm-
lassung zum neuen Zediengesetz haben nur wenige Stimmen eine Abgabe 
für Google und *o. gefordert. Und auch im jationalrat –el das Leistungs-
schutzrecht in der Wintersession durch. 

xn dieser 2eit entstand der Nontakt zwischen Géraldine Savary und der 
Merlegerlobby. Die SP-Ständerätin, die damals kurz zuvor wegen eines 
Wahlkampfskandals ihren Rücktritt angekündigt hatte, las nach eigener 
Darstellung am #. Dezember einen Gastbeitrag von Ralph Büchi, *8O von 
Ringier A»el Springer Schweiz und *OO der Ringier Group, der in ÄLe 
Hempsq und in der j22 erschienen war. Büchi verlangte darin analog zum 
Plan der 8U eine Mergütungsp)icht durch die Plattformen:

«Naiv wäre es hingegen zu glauben, dass die Plattform-Monopolisten ohne 
regulatorische Einschränkung bei der lückenlosen Eroberung der digitalen Ver-
triebsmärkte freiwillig auch nur einen Millimeter zurückweichen würden.»

Ringier ist in der Schweiz Vauptlobbyist für das Leistungsschutzrecht. 
Der Zedienkonzern, obwohl seit 7I3C nicht mehr Zitglied des Merleger-
verbands, brachte den zwischendurch zweifelnden Merband Schweizer Ze-
dien bei diesem Hhema wieder auf Nurs. Was kein 2ufall ist: Ringier ist 
Partnerverlag des deutschen Zedienriesen A»el Springer. Die Link-Steuer 
ist die 8r–ndung von dessen Morstandsvorsitzendem Zathias Döpfner. 

Géraldine Savary meldete sich nach der Lektüre des Gastbeitrags gemäss 
eigenen Angaben bei Zedienmanager Büchi, der übrigens im kommenden 
April zum Aufsichtsratsvorsitzenden bei A»el Springer in Deutschland ge-
wählt werden sollT. Und so nahmen die Dinge ihren Lauf.

jachdem die Mergütungsp)icht im jationalrat gescheitert war, hatte sich 
auch Domini4ue Diserens, 2entralsekretärin des Kournalisten-Branchen-
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verbands xmpressum, bei SP-Politikerin Savary für einen neuen Anlauf im 
Ständerat starkgemacht. Die ZediengewerkschaJ kämpJ schon seit Kah-
ren für das Recht auf eine angemessene 8ntschädigung der Kournalistin-
nen. 

Savary versicherte den Zedien-Lobbyisten, dass sie das Anliegen noch in 
der laufenden Urheberrechtsrevision einbringen wolle. Und so entstand die 
xdee, die Anträge für 9Ea und 39b in der Nommission für WissenschaJ, Bil-
dung und Nultur UWBNV des Ständerats einzubringen. Den zweiten Antrag 
formulierte Savary zusammen mit xmpressum.

Pikant dabei: Ausgerechnet die UrheberrechtsgesellschaJ Suisa, als deren 
StiJungsrätin Géraldine Savary amtet, ist mit den 2usatzartikeln überhaupt 
nicht glücklich. Das Urheberrechtspaket 5 ein fragiler und Tetzt schon über-
frachteter Nompromiss 5 werde damit unnötig gefährdet, sagt Suisa-Spre-
cher Giorgio Hebaldi gegenüber der Republik.

Savary wiederum betont, dass sie kein Zandat für ihr 8ngagement habe. 
Sie handle aus xdealismus: Äxch –nde es völlig dumm, Ta sogar gefährlich 
für die Schweizer Zedien, dass die 8U Gesetze erlässt und die Schweiz das 
einzige Land ist, das dies nicht tut.q

Als welsche Politikerin und ehemalige Kournalistin erlebte sie das Zedien-
sterben in der Westschweiz hautnah mit: ÄWenn es einen Morschlag gibt, 
der zur Zedienvielfalt beiträgt und von GewerkschaJen und Merlagen un-
terstützt wird, dann muss er verteidigt werden.q

Ständeratskollegen aus anderen Parteien halten Savarys Morpreschen im 
Urheberrecht für ein geschicktes politisches Zanöver: Das Urheberrecht 
war bis vor kurzem in der Nompetenz der ehemaligen SP-Kustizministerin 
Simonetta Sommaruga. jiemand wagte parteiintern den während sieben 
Kahren ausgehandelten Urheberrechtskompromiss noch anzutasten. 

Das Lobbying geht weiter
8in bürgerliches Nommissionsmitglied sagt dazu: ÄArtikel 39b ist eine kla-
re Merletzung des ausgehandelten Nompromisses, das hätte Savary bei 
Sommaruga nicht durchgezogen. 8s wäre ein AÖront gewesen.q Doch seit 
dem Departementswechsel von Sommaruga hat das Dossier nun eine neue 
Schirmherrin: FDP-Kustizministerin Narin Neller-Sutter. Savary nutzte die-
ses Zomentum 5 und integrierte die Link-Steuer im Urheberrecht.

Obwohl die SP für die Zedienförderung eintritt, ist die Link-Steuer intern 
umstritten. SP-jationalrätin und Zedienpolitikerin Zin Li Zarti sagt: Äxch 
halte die Analyse für richtig, das xnstrument Tedoch für falsch.q

Nritiker Andreas von Gunten, selber auch ein SP-Zann, hält das Morgehen 
ordnungspolitisch für fragwürdig. xm jationalrat wurde das GeschäJ in 
der Rechtskommission beraten, im Ständerat hingegen in der Nommission 
für WissenschaJ, Bildung und Nultur. Ob dort die rechtliche Hragweite des 
8ntwurfs wirklich verstanden wurde, bezweifelt er.  

Zöglich ist, dass die Leistungsschutzartikel morgen Dienstag vom Stände-
rat rausgekippt werden. Sollten die 2usatzartikel drinbleiben, käme es zu 
einem DiÖerenzbereinigungsverfahren. Ringier hat für diesen Fall bereits 
vorgesorgt und verschickte vergangene Woche ein Rundschreiben an die 
jationalräte der Rechtskommission. Darin kämpJ Ringier-*OO Ralph Bü-
chi dagegen an, die Link-Steuer als billige Besitzstandswahrung der Zedi-
enverlage zu sehen: 
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«Es geht nicht um eine Bestandgarantie der Medienhäuser, auch nicht um ein 
Verbot oder eine Steuer, sondern um fairen Wettbewerb.»

So oder so: Ob ein Leistungsschutzrecht am 8nde mehrheitsfähig sein wird, 
hängt wohl einmal mehr vor allem von Brüssel ab. Dort entscheidet das eu-
ropäische Parlament 8nde Zärz über Artikel 33 und 39. Bis dahin stehen 
weitere Zassenproteste in ganz 8uropa an.

xn der Schweiz dürJe es auch weiterhin ziemlich ruhig bleiben.

* In einer früheren Version haben wir fälschlicherweise geschrieben, Ralph Büchi soll im April 
zum Vorstandsvorsitzenden bei Axel Springer gewählt werden.
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